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Protokoll

Die Sitzung wird am Dienstag, 4. November 2008, um 15.00 Uhr eröffnet.

1. Eröffnung der Sitzung und einleitende Ausführungen

Frau JUKNEVIČIENĖ begrüßt Herrn Teshabaev, ihren Ko-Vorsitzenden, sowie alle 
Mitglieder der usbekischen Delegation. Sie entschuldigt sich dafür, dass wesentlich 
weniger Vertreter des Europäischen Parlaments als Usbekistans anwesend sind, äußert aber 
die Hoffnung, dass dennoch fruchtbare Gespräche möglich sind. Sie weist darauf hin, dass 
der Parlamentarische Kooperationsausschuss EU-Usbekistan zuletzt in Europa im März 
2004 in Straßburg getagt hat, fügt jedoch hinzu, dass im März 2007 eine ergebnisreiche 
Zusammenkunft in Taschkent stattgefunden hat. Der Europäische Rat habe im Juni 2007 
seine Strategie für Zentralasien verabschiedet und damit ein Zeichen für die verstärkte 
Aufmerksamkeit der EU für Usbekistan und die gesamte Region gesetzt. Darüber hinaus 
habe das Europäische Parlament im Februar 2008 eine Entschließung zur Strategie des 
Rates für Zentralasien angenommen.

Sie verweist darauf, dass die Europäische Union kürzlich das Visums- und Einreiseverbot 
für bestimmte Personen, die der usbekischen Regierung angehört hatten, aufgehoben hat, 
was zu großen Diskussionen in der Europäischen Union führte, worüber man im Rahmen 
des Treffens sprechen werde.

Frau JUKNEVIČIENĖ dankt der usbekischen Delegation für den Vorschlag der 
Tagesordnung sowie für ihr Interesse, eine Reihe von Rednern zu stellen. Eine offene und 
freimütige Aussprache werde beiden Seiten nützen und man solle 
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Meinungsverschiedenheiten und eine lebhafte Debatte nicht fürchten. Dann erteilt sie 
ihrem Ko-Vorsitzenden, Herrn Teshabaev, das Wort. 

Herr TESHABAEV dankt Frau JUKNEVIČIENĖ und stellt die Mitglieder der usbekischen 
Delegation vor. Er erklärt, die Welt habe sich seit der letzten Sitzung des 
Parlamentarischen Kooperationsausschusses im März 2007 in mancher Hinsicht verändert.
So gehöre die Zusammenarbeit mit europäischen Staaten im Einzelnen sowie mit der 
Europäischen Union insgesamt für die Republik Usbekistan zu den wichtigsten Prioritäten, 
und dies sei so, seit Usbekistan die Unabhängigkeit erlangt habe. Der Ausbau der 
interparlamentarischen Beziehungen stelle dabei ein wichtiges Element dar.

Herr TESHABAEV stellt fest, dass Bereiche der Zusammenarbeit, beispielsweise zum 
Drogenhandel, kurz- und langfristig zur Verbesserung der Beziehungen beitragen werden. 
Usbekistan habe seit der Unabhängigkeit den Weg der Demokratie beschritten und der 
Reformgedanke sei tief verwurzelt. Präsident Karimov betone häufig, dass die 
Reformierung und Erneuerung der staatlichen und sozialen Strukturen wichtig sei und dass 
er wolle einen Übergang von einem starken Staat zu einer starken Zivilgesellschaft wolle. 
Herr TESHABAEV erklärt, die Republik Usbekistan gründe sich auf der 
Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte des Volkes gewährleiste. Der Einzelne stehe in der 
Republik Usbekistan im Mittelpunkt. 

Herr TESHABAEV lenkt die Aufmerksamkeit auf drei Bereiche, die seiner Ansicht nach 
große Bedeutung tragen. Erstens sei es wichtig, gemeinsame Normen für grundlegende 
demokratische Praktiken in den Ländern beider Seiten anzuerkennen und nicht die 
abweichenden Ausprägungen der Demokratie in anderen Ländern herauszustellen. 
Zweitens bestehe die Demokratie in Europa seit Hunderten von Jahren, in Usbekistan 
hingegen 17 Jahre. Das Land favorisiere eine allmähliche Entwicklung sozialer Prozesse, 
statt den Sprung ins Unbekannte zu wagen und möglicherweise den Frieden und die 
Stabilität des Landes aufs Spiel zu setzen. Drittens lehne er eine Politik der Anwendung 
von Druck und Embargos ab. Jedes Land habe das Recht, seine Zukunft nach eigenem 
Maß zu gestalten. Seine Regierung sei für einen konstruktiven Dialog und 
Gleichberechtigung.

Herr TESHABAEV schlägt außerdem vor, die für Reden vorgesehene Zeit auf ein 
Minimum zu beschränken, damit mehr Zeit für Aussprachen bleibe. Gleichzeitig regt er an, 
die Texte der Reden von Teilnehmern an den Treffen dem Protokoll beizufügen.
Abschließend äußert er die Hoffnung, dass das Treffen produktiv verlaufe und der 
Stärkung der freundschaftlichen Bande diene.

2. Genehmigung des Protokolls des sechsten Treffens des Parlamentarischen
Kooperationsausschusses EU-Usbekistan (Taschkent, 19.–20. März 2007) (PE389.667)

Herr Teshabaev dankt der europäischen Seite für die zeitnahe Vorlage des 
Protokollentwurfs für das sechste Treffens des Parlamentarischen 
Kooperationsausschusses und erklärt, dass die usbekische Seite einige Änderungen 
vorgenommen hat, um bestimmte Punkte zu konkretisieren, die im Rahmen des Treffens 
diskutiert worden waren.
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Gemäß der Geschäftsordnung des Parlamentarischen Kooperationsausschusses Usbekistan-
EU schlägt Herr Teshabaev vor, das Protokoll unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch die usbekische Seite zu genehmigen.

Zur Endfassung des Protokolls des sechsten Treffens des Parlamentarischen
Kooperationsausschusses EU-Usbekistan gibt es keine weiteren Anmerkungen und 
Äußerungen. Das Protokoll wird unter Berücksichtigung der von der usbekischen Seite 
vorgeschlagenen Änderungen angenommen.

3. Beziehungen zwischen Usbekistan und der EU im Rahmen des Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommens und vor dem Hintergrund der EU-Strategie für 
Zentralasien

Herr SAIDOV dankt der Delegation und betont, er freue sich auf einen freimütigen und 
konstruktiven Dialog. Er äußert sein Interesse am Aufbau konstruktiver Beziehungen auf 
allen Ebenen auf der Grundlage der Gleichberechtigung und gegenseitigen Achtung sowie 
der Nichteinmischung in die Angelegenheiten Usbekistans.

Herr SAIDOV stellt fest, dass sich die Zusammenarbeit zwischen den 
Kooperationsorganen EU-Usbekistan in solchen Bereichen wie der EU Troika und der
Arbeitsgruppe Zentralasien sehr positiv gestalte. Er begrüßt die dynamische 
Zusammenarbeit zwischen Europa und Zentralasien und führt verschiedene Treffen an, 
darunter zwei interregionale Ministertreffen zwischen der EU und Zentralasien. Bei dem 
ersten handelte sich um das interregionale Forum der Außenminister zu Sicherheitsfragen
am 18. September in Paris und bei dem zweiten um ein Treffen der Justizminister Ende 
November. Diese Treffen seien Teil der Bemühungen, Lösungen für gemeinsame 
Herausforderungen zu finden und gegenseitig vorteilhafte Beziehungen aufzubauen.

Herr SAIDOV stellt drei wichtige Aspekte der Beziehungen zwischen der EU und 
Usbekistan heraus: die geopolitische Bedeutung Usbekistans, das Wirtschafts-, Transport-
und Humanpotential der Region sowie drittens das kulturelle Erbe Usbekistans.

Herrn SAIDOV erklärt, in den Vereinbarungen sollte ein größeres Investitionspotential 
vorgesehen werden, dass dieses Potential aber sorgfältig geprüft werden und den 
Rahmenbedingungen jedes einzelnen zentralasiatischen Staates entsprechen müsse. Er 
lehne die Art und Weise ab, wie bestimmten Länder eine Führungsposition in der Region, 
anderen dagegen die Opferrolle zugeschrieben werde. Zudem dürfe bei der Strategie nicht 
mit zweierlei Maß gemessen werden.

Das Visumsverbot sei auf der Basis haltloser Informationen verhängt worden. Solche 
Beschränkungen könnten ebenso gegen viele andere Ländern verhängt werden. Des 
Weiteren sei das Waffenembargo kontraproduktiv, da Usbekistan keine Waffen von der 
Europäischen Union kaufe. Herrn SAIDOV erklärt, die EU solle sich stattdessen bemühen, 
die positiven Anstrengungen Usbekistans zur Demokratisierung der Gesellschaft zu sehen. 
Sie sollte ohne ideologische Einmischung arbeiten. Er schließt mit der Bemerkung, 
Usbekistan sei bereit, mit der EU zusammenzuarbeiten, wenn diese sich ihrerseits bereit 
zeige, mit Taschkent zu kooperieren. 
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Frau JUKNEVIČIENĖ äußert sich zur Bedeutung der EU-Strategie für Zentralasien und 
geht kurz auf den Besuch in Kirgistan in der Vorwoche ein. Sie sei sehr interessiert an 
einer regionalen Kooperation, aber auch ein bilateraler Ansatz mit einzelnen 
zentralasiatischen Ländern sei unerlässlich. Sie verweist auf teilweise fehlendes 
Verständnis und mangelnde Kooperation zwischen den Staaten Zentralasiens in Bereichen
wie dem Drogenhandel.

Frau JUKNEVIČIENĖ erkundigt sich, welche Früchte laufende Projekte für Usbekistan
trügen und wie die Usbeken die EU-Strategie für Zentralasien bewerteten.

Sie erläutert, dass die EU die Sanktionen als Ermutigung für die Zukunft teilweise 
aufgehoben habe und dass in diesem Punkt noch großer Diskussionsbedarf bestehe. 

Herr CALLANAN begrüßt die usbekischen Gäste und äußert die Hoffnung, dass sie einige 
der liberalen Praktiken des Europäischen Parlaments mit nach Hause nehmen werden. Die 
Sanktionen hätten in der EU Kontroversen ausgelöst, seien allerdings ohnehin nur 
symbolischer Natur gewesen, da viele Mitgliedstaaten das Visumsverbot ignoriert hätten. 
Dennoch könnten jederzeit wieder Sanktionen dieser Art verhängt werden. Er erkundigt
sich, ob es Überlegungen zum weiteren Vorgehen Usbekistans gebe.

Herr CALLANAN verweist auch auf die beiden Menschenrechtsaktivisten, die kurz vor 
Aufhebung der Sanktionen zu jeweils zehn Jahren Haft verurteilt wurden. Alle 
internationalen Beobachterorganisationen hätten zu erkennen gegeben, dass die Männer 
aufgrund falscher Anschuldigungen verhaftet worden seien. Er möchte wissen, welche 
weiteren Liberalisierungsmaßnahmen geplant seien und ob Usbekistan die Absicht hege, 
sich für mehr internationale Medienorganisationen zu öffnen, wobei er darauf hinweist, 
dass der BBC und Radio Europe die Berichterstattung aus Usbekistan untersagt sei. Er 
schließt mit der Bemerkung, dass in Usbekistan weiterhin eines der repressivsten Regime
der Welt herrsche.

Herr SAIDOV geht auf zwei Probleme ein. Er stimmt zu, dass die Sanktionen strittig sind, 
und bezeichnet sie als völkerrechtswidrig. Er halte die Aussage von Herrn Callanan, 
Sanktionen könnten erneut verhängt werden, für kontraproduktiv. Die EU-Partner hätten 
sich nicht einmal nach der usbekischen Sichtweise erkundigt. Bei den von Herrn Callanan 
genannten Personen handele es sich nicht um Menschenrechtsverteidiger, sondern um 
Straftäter.

Usbekistan werde die Demokratisierung fortsetzen, und darauf werde er später noch 
ausführlicher eingehen.

Herr SAIDOV nennt zwei usbekische Projekte, die die Entwicklung zur Demokratie 
belegen, nämlich die Abschaffung der Todesstrafe und die Einführung des Habeas Corpus
(Gesetz zum Schutz der persönlichen Freiheit). Beide Beispiele für die Demokratisierung 
und die Fortschritte bei den Menschenrechten könnten als Vorbild für andere 
zentralasiatische Staaten dienen.

Herr TESHABAEV unterstützt die Äußerungen von Herrn Saidov, mahnt jedoch zur 
Einhaltung der Tagesordnung und fügt hinzu, dass es Ziel des Treffens sei, Wege für die 
weitere Fortentwicklung zu finden und sich gegenseitig besser kennenzulernen.
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Frau JEGGLE meint, die Informationen im Strategiepapier des Europäischen Parlaments 
seien offenbar veraltet. Sie fragt, ob die usbekische Delegation aktuellere Auskünfte geben 
kann. Außerdem stellt sie die Zuverlässigkeit einer deutschen Quelle im Dossier in Frage.
Das Europäische Parlament habe für ein größeres Maß an Mitbestimmung gekämpft und 
bei einigen Angaben im Strategiepapier sollte genauer nachgedacht werden.

Frau JUKNEVIČIENĖ teilt mit, dass das Dokument von einem Mitarbeiter verfasst 
worden sei. So lese Frau Jeggle die Fakten möglicherweise anders als sie selbst, und das 
Gute an der Demokratie sei, dass es kein Wahrheitsmonopol gäbe.

Herr SAIDOV unterstreicht die lange Tradition der Demokratie in der EU und verweist auf 
den Geist des Gedankenaustauschs und der Meinungsvielfalt. 

Frau JUKNEVIČIENĖ spricht über ihre frischen Eindrücke aus Kirgistan und meint, es sei 
mitunter wichtiger, aus zwischenmenschlichen Begegnungen zu lernen, als aus
Schriftstücken. Dialog und Meinungsverschiedenheiten seien ein besserer Weg zum 
gegenseitigen Verständnis.

4. Politische und wirtschaftliche Entwicklungen in Usbekistan und der EU

Herr TESHABAEV erklärt, dass er eine lange Rede vorbereitet habe, diese aber im Sinne 
des Treffens kürzen würde, wenn die vollständige Fassung dem Protokoll beigefügt werde.

Herr TESHABAEV stellt fest, dass die staatliche Unabhängigkeit unumkehrbar ist. In allen 
Bereichen führe man Reformen durch. Das usbekische Modell der Sozialreform sei völlig 
gerechtfertigt und man bewege sich von einem starken Staat zu einer tragfähigen
Zivilgesellschaft.

Aus politischer Perspektive hebt Herr TESHABAEV vorrangige Aufgaben und 
Richtungsvorgaben der Führung der Republik Usbekistan gegenüber der Gesellschaft zur 
Erreichung strategischer Ziele hervor.
Vor allem unterstreicht er die wachsende Bedeutung von politischen Parteien, 
insbesondere nach Inkrafttreten des Verfassungsgesetzes der Republik Usbekistan im Jahr 
2008 über die Stärkung der Rolle der politischen Parteien bei der Erneuerung und weiteren 
Demokratisierung der öffentlichen Verwaltung und Modernisierung des Landes, die das
soziale und politische Leben Usbekistans in großem Maße mitprägten. Er verweist auf die 
Einrichtung eines berufsmäßigen Zweikammer-Parlaments und die teilweise Übertragung 
bestimmter Befugnisse des Präsidenten an den Senat.
Das Volk verfüge über umfassende Mitbestimmungsrechte in der usbekischen Regierung. 
Die politischen Parteien würden gestärkt, da sie das Bindeglied zwischen der Führung und 
den Menschen darstellten. Ein Verfassungsgesetz über die Stärkung der Parteien sei 
erlassen worden und im Januar in Kraft getreten. Die Verabschiedung dieses Gesetzes 
stelle einen wichtigen Schritt in der Entwicklung des Landes und für den Aufbau einer 
starken Zivilgesellschaft dar.

Ferner geht Herr TESHABAEV auf das Mehrparteiensystem ein. Im Olij Maschlis, seien 
Unterhaus, seien vier Parteien vertreten, die alle im parlamentarischen 
Kooperationsausschuss vertreten seien, darunter auch seine Partei. Er erläutert, dass die 
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Liberaldemokratische Partei, die nationaldemokratische Partei „Nationale
Wiedergeburt“ und die sozialdemokratische Partei „Gerechtigkeit“ im Parlament einen 
demokratischen Block gebildet haben, der die parlamentarische Mehrheit stellt. Daneben 
gebe es noch die Demokratische Volkspartei, die sich als Nachfolgerin der ehemaligen 
kommunistischen Partei selbst zur Gegenspielerin der Liberaldemokratischen Partei erklärt 
habe. 

Herr TESHABAEV erläutert, dass ein neues Verfassungsgesetz in Kraft getreten ist, das 
die Arbeit der oppositionellen Parlamentsabgeordneten gewährleistet. Die Vorsitzenden 
aller politischen Parteien fungierten gleichzeitig als Vizepräsidenten des Unterhauses des 
Parlaments. Man kontrolliere stets die Aktivitäten der Exekutive im Hinblick auf staatliche 
Behörden. Er spricht über die Reform des Rechts- und Justizsystems mit dem Ziel, die 
Rechte der Bürger zu schützen und die Todesstrafe vollständig abzuschaffen.

Usbekistan sei der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte beigetreten sei, allerdings 
nicht, weil man anderen einen Gefallen tun wolle, sondern weil dieser Schritt bedeutsam 
für den Aufbau einer demokratischen Gesellschaft sei.

Herr TESHABAEV hebt hervor, dass die Stärkung von Nichtregierungsorganisationen und 
der Medien eine weitere Priorität der usbekischen Regierung darstellt. Es werde zu einer 
Übertragung von Befugnissen von den Zentralbehörden auf die regionalen Behörden und 
lokalen, nicht staatlich verwalteten Strukturen, den Mahallas, kommen. Der Präsident habe 
den entsprechenden Erlass über die Bereitstellung öffentlicher Mittel zur Förderung 
bestimmter Elemente der Zivilgesellschaft verabschiedet.

Des Weiteren geht Herr TESHABAEV auf Reformen ein, die dem Parlament ein 
Mitspracherecht dabei gewähren, wer wie viel Geld und wofür erhalten soll, und in ihrer 
Art einmalig sind. Ohne Informationsfreiheit könne keine Rede von einer tatkräftigen
Zivilgesellschaft sein.

Dann wendet sich Herr TESHABAEV der Wirtschaftslage in Usbekistan zu. In den 
meisten Wirtschaftszweigen verzeichne man stabiles Wachstum. Man habe eine ganze
Reihe von Gesetzen verabschiedet, darunter Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Wirtschaftsreformen. Usbekistan sei nicht auf externe Geldquellen angewiesen, d. h. das 
System funktioniere verlässlich und sei von der internationalen Finanzkrise kaum berührt
worden. Man habe Maßnahmen ergriffen, um die Banken zu rekapitalisieren und ihr 
Anlagevermögen zu diversifizieren.

Herr TESHABAEV weist ferner auf die Verabschiedung eines Gesetzes hin, das der 
Bevölkerung den Besitz von eigenen Unternehmen und die Steigerung der Produktion 
gestatte. So seien Kleinunternehmen und das Bruttoinlandsprodukt in den ersten neun 
Monaten des Jahres 2008 um 45 % gewachsen. Die Mittelklasse werde den Motor für eine 
demokratischen Gesellschaft bilden. Das zuverlässige Wirtschaftswachstum habe man 
durch Marktreformen und Umgestaltungen der Wirtschaft erreicht, nicht nur durch die 
Ausbeutung von Energieressourcen.

Herr TESHABAEV nennt eine Reihe von Prioritäten, so etwa die weitere Liberalisierung 
der Wirtschaft, die wirtschaftliche Unabhängigkeit von Unternehmen, die Einführung eines 
freien Marktes und die Verminderung der staatlichen Eingriffe in die unternehmerische 
Tätigkeit. Des Weiteren nennt er die Einführung von Hochtechnologie in die Produktion,



PV\810562DE.doc 7/28 PE439.534

DE

wie beispielsweise in der Motorindustrie, der Nahrungsmittelindustrie und der 
pharmazeutischen Industrie, sowie den Ausbau von Verkehrsanbindungen als wichtige 
Faktoren für die Entwicklung des Landes. Zu diesem letzten Punkt unterstreicht er die 
Bedeutung einer höheren Zahl von Verkehrsverbindungen, wie zum Beispiel 
Eisenbahnstrecken, für die Steigerung des Import- und Exportpotentials Usbekistans.

Herr TESHABAEV bemerkt abschließend, Usbekistan habe sich eine weitere wichtige 
strategische Aufgabe gestellt, nämlich das Lohnniveau alle zwei bis drei Jahre um das 
2- bis 2,5-fache anzuheben.
Alle Reformen Usbekistans seien darauf gerichtet, das Wohl der Menschen zu verbessern. 
Die Hälfte der Einwohner der Republik sei jünger als 30 Jahre, und dies sei ein 
entscheidender Faktor in der Zukunft des Landes.

Dieser Tagesordnungspunkt wird lebhaft diskutiert.
Herr CALLANAN erkundigt sich nach den eigentlichen Fakten. Lese man unabhängige 
Berichte von NRO, so entstehe das Bild eines autoritären Staates Usbekistan. Er verliest
Auszüge aus einem Bericht, in dem betont wird, dass demokratische Institutionen bloße
Fassade seien und dass die Regierung nach ihren eigenen Spielregeln handele.

Darüber hinaus möchte Herr CALLANAN wissen, wann unabhängige internationale NRO
in Usbekistan arbeiten könnten, da sogar das UN-Flüchtlingskommissariat behindert und 
nach dem Massaker von Andijan des Landes verwiesen worden sei. Zum Stichwort 
Medienfreiheit fragt Herr CALLANAN, ob davon wirklich die Rede sein könne und ob die 
BBC, Radio Europe und andere internationale Medien jetzt frei über Ereignisse in 
Usbekistan berichten dürften.

Er verweist erneut auf die Inhaftierung und Folterung von zwei Menschenrechtsaktivisten, 
die beide auf der Grundlage erfundener Anklagepunkte zu zehn Jahren Haft verurteilt 
worden seien. Er geht ausführlicher über den Fall der beiden Männer – Agzam Turgunov, 
der im Gefängnis gefoltert wurde, und Solijon Abdurakhmanov - ein.

Herr CALLANAN spricht von unzähligen Berichten, darunter die Berichte von Amnesty 
International 2008, Human Rights Watch 2008 und UN-Berichterstattern, in denen es 
jeweils um Menschenrechtsverletzungen in Usbekistan geht. UN-Berichterstattern sei nicht 
einmal die Einreise gestattet worden. Seitens der usbekischen Behörden bestehe kein 
Wunsch nach Zusammenarbeit. Danach entschuldigt er sich dafür, dass er nach seinen
Ausführungen unmittelbar die Sitzung verlassen müsse.

Frau JUKNEVIČIENĖ erkundigt sich, welche Mitglieder der Delegation der 
Demokratischen Volkspartei angehören, wie viele Parlamentsabgeordnete es gibt und ob 
die Opposition Schlüsselpositionen in der Regierung bekleidet. Sie stellt Fragen zur Rolle 
der Mahallas und will wissen, ob es seitens der Regierung eine formelle oder informelle 
Zusammenarbeit gibt und wie sich die soziale Lage der Mahallas darstellt.

Frau JUKNEVIČIENĖ interessiert zudem, ob Usbekistan ausländische Direktinvestitionen 
(ADI) erhält, welche Länder ADI leisten in welcher Weise solche Investitionen erfolgen.

Frau ABDULLAEVA erklärt, sie sei Vertreterin der Demokratischen Volkspartei, betont
jedoch, dass ihre Partei in keiner Weise Nachfolgepartei der Kommunisten ist. Sie sei in 
den ersten Jahren nach der Unabhängigkeit gegründet worden und habe eine große 
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Mitgliederschaft. Ihre Partei sei die demokratischste von allen und schütze die Interessen
der Wähler wirklich. In der Regierung säßen 28 Mitglieder ihrer Partei. Der 
Parteivorsitzende sei ein Vizepräsident des Unterhauses. Zudem gehöre die Hälfte der 
Vorsitzenden der Mahalla-Kommitees ihrer Partei an, zum Teil, weil ihre Partei im 
Vergleich zu anderen Parteien viele Mitglieder zähle. Außerdem fänden die Ideen ihrer 
Partei bei der Bevölkerung und in vielen Gesellschaftsschichten Zustimmung und seien 
stärker auf das Wohl der Menschen ausgerichtet. 

Herr TURSUNOV erklärt, er vertrete die Demokratische Partei Usbekistans. Er betont, 
dass Herr Teshabaev fälschlicherweise von der Nationaldemokratischen Partei gesprochen 
hat, denn eigentlich heiße sie nur Demokratische Partei. Das Parteienspektrum umfasse 
folglich die Demokratische Volkspartei, die Demokratische Partei, die 
Sozialdemokratische Partei, die Liberaldemokratische Partei und die parteilosen 
Abgeordneten. Im Parlament seien die Parteien annähernd gleichstark vertreten.

Herr TURSUNOV fügt noch hinzu, dass sich einige der Parteien im Juni teilweise 
zusammengeschlossen und einen neuen Parteivorsitzenden gewählt hätten. Die 
Demokratische Partei sei geschrumpft und sei in punkto Mitgliederstärke vom zweiten auf 
den dritten Platz gerutscht.

Frau RADJABOVA erläutert, dass die Wahlen zu den Vorsitzenden der Mahallas einmal 
alle zweieinhalb Jahre durchgeführt werden und jetzt im November und Dezember
stattfinden. Es gebe über 10 000 Mahallas in Usbekistan, die als Institutionen in der 
Verfassung Usbekistans verankert seien.

Frau RADJABOVA ergänzt, dass die Mitgliedschaft der Kandidaten in politischen 
Parteien für die Wahl zum Mahalla-Vorsitzenden keine Rolle spielt. Die Institution des
Mahalla entspreche den Traditionen des usbekischen Volkes, weshalb dem 
uneingeschränkten Funktionieren dieser Einrichtung große Aufmerksamkeit gelte.

Frau JEGGLE fragt, weshalb Usbekistan über ein Zweikammer-Parlament verfügt und ob 
und wie die beiden Häuser zusammenarbeiten sowie ob sie gegen- oder miteinander 
arbeiteten. Darüber hinaus möchte sie wissen, worin Usbekistans Interesse an der EU 
besteht und wie sich Beziehungen zwischen Usbekistan und der EU im Vergleich zu den 
usbekisch-russischen oder usbekisch-chinesischen Beziehungen angesichts der aktuellen 
Krise in Georgien darstellten.

Frau JUKNEVIČIENĖ erkundigt sich, ob die Mahallas eine wichtige Rolle im politischen
Leben spielen, und entschuldigt sich für die eingeschränkte Vertretung des Europäischen 
Parlaments im Parlamentarischen Kooperationsausschuss.

Herr TESHABAEV legt dar, dass es zwei Häuser im Parlament gebe, nämlich das Ober-
und das Unterhaus, und dass sowohl der Senat als auch das Unterhaus in der Delegation 
vertreten sind. Die politischen Parteien würde zunehmend aktiver, aber in vielerlei
Hinsicht träten sie als eine Einheit auf, wenn es darum gehe, Usbekistan gegenüber der EU
zu repräsentieren.

Herr TESHABAEV unterstreicht, dass die Zusammenarbeit mit der EU zu den vorrangigen 
Anliegen Usbekistans zähle. Trotz großen Arbeitspensums hätten alle 
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Parlamentsabgeordneten Zeit gefunden, zum Europäischen Parlament zu kommen, um am 
Treffen teilzunehmen und damit ihr Interesse an der EU zu bekunden.

Er fügt hinzu, dass Usbekistan mit der Stärkung der Zivilgesellschaft den richtigen Weg 
eingeschlagen hat und im Rahmen des Partnerschafts- und Kooperationsabkommens mit 
allen europäischen Staaten zusammenarbeiten wolle.

Herr SAIDOV verweist darauf, dass alle Usbeken einem Mahalla angehören und damit 
niemand wirklich außerhalb des Mahalla-System stehen könne. Das Parlament beteilige 
sich jedoch nicht an der Organisation der Wahlen zu den Vorsitzenden der Mahallas. Bei 
den Mahallas handele es sich um nationale demokratische Institutionen mit einer 
Jahrhunderte alten Tradition, die ein wichtiges Instrument der Selbstverwaltung der Bürger 
darstellten und damit die Lebensweise des usbekischen Volkes repräsentierten.

Zur Politik Usbekistans vor dem Hintergrund der jüngsten Ereignisse im Kaukasus erklärt 
Herr SAIDOV, dass Usbekistans Standpunkt im Abschlussdokument der Schanghaier 
Organisation für Zusammenarbeit formuliert sei.

Herr SAIDOV beantwortet auch die Frage von Herrn Callanan. In Usbekistan gebe es viele 
Nichtregierungsorganisationen, nämlich 48 internationale und ausländische NRO, von 
denen 24 ihren Sitz in den USA hätten. Etliche in Usbekistan tätige NRO seien in der EU 
ansässig, zum Beispiel in Deutschland, im Vereinigten Königreich, in Schweden, in der 
Tschechischen Republik, in Frankreich und in den Niederlanden. Darüber hinaus gebe es
auch koreanische, japanische und indische NRO.

Auf die Situation bestimmter Personen will Herr SAIDOV eingehen, wenn Herr Callanan
wieder zurück ist.

5. Aussprache über die Entwicklung der Beziehungen zwischen Usbekistan und der 
EU seit dem sechsten Treffen des Parlamentarischen Kooperationsausschusses

– Soziale, wirtschaftliche und finanzielle Fragen

Frau SAKS wendet sich dem Thema Wirtschaft zu und erkundigt sich nach der 
Notwendigkeit eines soliden Kreditsystems und Mindestkapitalanforderungen. Außerdem 
fragt sie nach ausländischen Investitionen, der Lage bei der Baumwollernte und dem 
Rückgang der Baumwollproduktion sowie nach der aktuellen Situation der Kinderarbeit 
auf Baumwollplantagen. Ihre letzte Frage bezieht sich auf die Wirtschaft und 
Gasvorkommen vor dem Hintergrund des kürzlichen Besuchs von Wladimir Putin in der 
Region. Die EU habe ein starkes Interesse an einer besseren Zusammenarbeit mit 
Usbekistan in diesem Bereich.

Frau ABDULLAEVA weist darauf hin, dass eine Reihe von Kreditgesetzen verabschiedet 
wurde, so etwa ein Gesetz über Mikrofinanzierung, das die Vergabe von Kleinkrediten an 
kleine Unternehmen und Haushalte regelt. Mindestkapitalanforderungen stellten für 
Banken eine Priorität dar, insbesondere für Geschäftsbanken.

Frau ABDULLAEVA nennt einige Zahlen und erläutert, dass die 
Gesamtmindestkapitalanforderungen für Geschäftsbanken um 40 % gestiegen sind, 
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verfügbare Kredite in der Realwirtschaft um 16 % zugelegt haben und bei Spareinlagen bei
Banken ein Anstieg von 23 % zu verzeichnen ist. Folglich sei mehr Geld vorhanden bzw. 
flössen Darlehen zurück in die Wirtschaft. Neue Gesetze über Mikrofinanzierung und die 
Errichtung von Mikrokreditorganisationen hätten ebenfalls zu dieser Entwicklung 
beigetragen.

Frau ABDULLAEVA weist darauf hin, dass die meisten Investitionen aus Usbekistan 
selbst kommen, im Jahr 2007 aber auch die Auslandsinvestitionen um 23 % und ADI um 
56 % gestiegen seien. Usbekistan habe die rechtlichen Grundlagen verbessert, um 
ausländische Investoren ins Land zu locken, doch bestehe hier noch Potential.

Frau SAKS äußert sich erfreut über die positiven Nachrichten zur usbekischen Wirtschaft.

Herr AKHADOV gibt einen kurzen Überblick über staatliche Ausgaben. Steuern seien 
massiv von allgemein 40 % auf 22 % gesenkt worden und das BIP sei um das 
Zweieinhalbfache gestiegen. Zudem seien die Goldreserven aufgestockt worden. Das Land 
zahle Schulden ab, die sich gegenwärtig auf 13,3 % des BIP beliefen. Im Jahr 2009 seien 
56,5 % des Haushalts für den sozialen Bereich vorgesehen, und 2,2 % des BIP würden für 
Sozialleistungen aufgewendet. Der aktuelle Anstieg der Lebensmittelpreise eröffne 
möglicherweise größere Exportmöglichkeiten, und Usbekistan bemühe sich, die 
Nahrungsmittelproduktion zu steigern, um die nachteiligen Folgen der Lebensmittelkrise 
gering zu halten.

Im Hinblick auf die Baumwollindustrie gibt Herr AKHADOV zu bedenken, dass die 
Anbaufläche für Baumwolle 2008 um 50 000 Hektar verringert worden sei und diese 
Felder jetzt mit Nahrungsmittelpflanzen bestellt würden, u. a. um Lebensmittelexporte zu 
erhöhen. Ursprünglich machten Baumwollfelder 80 % des Ackerlandes aus, jetzt seien es 
nur noch 30 %.

Herr AKHADOV spricht über die Reformierung und Deregulierung der Wirtschaft, die 
Entwicklung der Marktinfrastruktur sowie die Verringerung der staatlichen Eingriffe in 
Unternehmen. Der IWF und die Weltbank begrüßten die Reformen. Außerdem wolle 
Usbekistan kleine Geschäfte und Unternehmen fördern; kleine Privatunternehmen 
erwirtschafteten 48 % des BIP.

Herr AKHADOV wendet sich dem Bankensektor zu und geht auf eine konkrete
Mikrokreditbank ein, die vor zwei Jahren für die Vergabe von Darlehen gegründet wurde. 
Das Handelsvolumen mit der EU belaufe sich auf 1,7 Milliarden USD und habe im ersten 
Halbjahr 2008 gegenüber dem Vorjahr zugenommen. Ausfuhren aus der EU erreichten 
einen Umfang von 758 Millionen USD, Einfuhren 800 Millionen USD. Außerdem seien in 
Usbekistan 700 Unternehmen eingetragen, die Beziehungen zur EU unterhielten, darunter 
303 Vertretungen von EU-Unternehmen. Im Jahr 2008 seien bislang 256 Millionen USD
an Investitionen von EU-Unternehmen ins Land geflossen. Doch Usbekistan wolle einen 
größeren Zugang zu den europäischen Märkten, und Zollvergünstigungen für 
Exportunternehmen im Rahmen des BSP dürften die Zusammenarbeit fördern.

Herr AKHADOV äußert sich zu Gebieten, in denen eine stärkere Kooperation mit der EU 
wünschenswert wäre, beispielsweise in den Bereichen Technologie und Entwicklung der 
Landwirtschaft, Umsetzung von Infrastrukturprojekten für Straßen und Schienenwege 
sowie IT, Möglichkeit des Beitritts zur WTO, Finanzierung von Infrastrukturprojekten 
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durch die Europäische Investitionsbank, Unterstützung bei der Diversifizierung
touristischer Dienstleistungen, Hilfestellung bei der Entwicklung des Bankensektors und 
von Strukturen für ausländische Investitionen sowie Unterstützung seitens der Mitglieder 
des Europäischen Parlaments bei der Diversifizierung des Handels mit EU-Mitgliedstaaten 
und schließlich die Erweiterung des bevorzugten Zugangs zu den EU-Märkten für 
Usbekistan.

Zum Themenkomplex Gas erklärt Herr SULTANOV, dass Usbekistan nicht nur mit 
Russland, sondern mit vielen verschiedenen Unternehmen und Ländern kooperiere. Des 
Weiteren geht er auf die Diversifizierung der Gewinnung von Bodenschätzen ein und 
spricht kurz über die beiden großen zentralasiatischen Umwandlungsanlagen, drei 
Gaserzeugungsanlagen und den Bau einer neuen Gas-Chemieanlage im Land. Usbekistan
sei ferner bei Kohlenwasserstoffen vollkommen autark und beliefere sogar Nachbarländer. 
Gegenwärtig würden 90 Milliarden m³ pro Jahr ausgeführt, und diese Menge solle um 
noch einmal 11 bis 13 Milliarden m³ erhöht werden. Usbekistan wolle nicht nur einen 
einzigen Abnehmer für all seine Rohstoffe, sondern mehrere Absatzmärkte.

Herr SAIDOV wendet sich dem Problem der Kinderarbeit in der Baumwollindustrie zu 
und betont, dass die usbekischen Rechtsvorschriften die Normen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) erfüllen. Kinder im Alter von 14 bis 16 Jahren dürften arbeiten, 
aber nur drei Stunden am Tag und mit Erlaubnis der Eltern. Anfang 2008 habe Usbekistan 
zwei ILO-Konventionen, Nr. 138 und 182, ratifiziert.

Zweitens weist er darauf hin, dass die gesamte Baumwolle in Usbekistan im Privatsektor 
produziert werde und damit nicht Staatseigentum sei.

Abschließend widmet sich Herr SAIDOV dem internationalen Boycott von usbekischer 
Baumwolle, wo seines Erachtens eine wirtschaftliche Frage politisiert wird. Die Initiatoren 
solcher Boykotte sollten Verantwortung für die betroffenen Erzeuger übernehmen.

Herr TESHABAEV zieht einen Vergleich mit den Sowjetzeiten und meint, man müsse 
einfach wissen, wie die Lage früher gewesen sei und wie sie heute aussehe. Mittlerweile
gehöre das gesamte Land in Usbekistan den Bauern, und nur sie entschieden über 
Saatmenge und –zeitpunkt und die Anstellung von Arbeitskräften. Die Heranführung von 
Kindern im frühen Kindesalter an geeignete Arbeit sei in Usbekistan kein ungewöhnliches 
Phänomen und könne auch auf die Traditionen des Landes zurückgeführt werden, denn 
zweifellos wirke sich dies positiv auf die Bildung und die körperliche und moralische 
Gesundheit von Kindern aus. Er selbst habe in der Kindheit seinen Eltern und Verwandten 
beim Hausbau geholfen und im Frühjahr auf den Feldern der Familie mitgearbeitet. 
Betrachte man das Problem aus einem anderen Blickwinkel, so erkenne man, dass es in 
dieser Frage eigentlich um die auf den Weltmärkten hart umkämpfte usbekische 
Baumwolle gehe. Jemand wolle auf diesem Weg den Wettbewerb ausschalten. Drittens 
lasse sich hier auch ein Vergleich zur Sowjetzeit ziehen. Damals seien Kinder mit 
administrativen Mitteln verpflichtet worden, in großem Stile bei der Baumwollernte 
mitzuhelfen. Nach der Unabhängigkeit und der Umsetzung von Reformen in der 
Landwirtschaft wurden derartige Praktiken gänzlich ausgemerzt. Sicher teilten die 
Anwesenden seine Ansicht, dass man hier nicht zusammengekommen sei, um sich 
gegenseitig Vorwürfe zu machen, sondern um Wege für die weitere Vertiefung der 
Zusammenarbeit zu finden. Alles andere sei nicht produktiv, sondern Zeitverschwendung. 
Usbekistan stehe für demokratische Reformen ein und vertrete die Überzeugung, dass es 
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ohne Reformen nicht möglich sei, Sicherheit, Stabilität und das Wohl der Menschen zu 
garantieren. Um die Situation unparteiisch zu beurteilen und zu den richtigen 
Schlussfolgerungen zu gelangen, müsse man die Frage aus Sicht der Dynamik der 
Entwicklung von Reformen, der Modernisierung und Erneuerung des Landes angehen und 
betrachten. Ohne ein grundlegendes Verständnis für die tiefgreifenden Veränderungen im 
Denken der usbekischen Bevölkerung und in allen Bereichen der Entwicklung in den 
letzten zehn Jahren sowie für die Errungenschaften auf der gegenwärtigen Stufe der 
Entwicklung des Landes halte er es für völlig falsch, unüberlegte, voreilige Schlüsse zu 
ziehen, Probleme zu schaffen und die Situation zu dramatisieren. Produktiv wäre es, wenn 
die Partner im Europäischen Parlament Möglichkeiten der praktischen Unterstützung 
aufzeigen könnten. Wenn man sich als Freunde verstehe, müsse man auch 
dementsprechend handeln. Künftig werde deutlich weniger Land für den Baumwollanbau
genutzt. Zusammenfassend äußert er, dass seit der Unabhängigkeit Usbekistans das Verbot 
der Kinderarbeit klar in Rechtsakten verankert sei, deren Umsetzung entsprechend 
überwacht werde.

Herr ALIEV pflichtet Herrn TESHABAEV bei. Kinder würden nicht mehr bei der 
Baumwollernte eingesetzt werden. In diesem Bereich halte sich Usbekistan an geltende 
Rechtsnormen. Die Anschuldigungen entbehrten daher jeglicher Grundlage.

Frau JUKNEVIČIENĖ schließt das Treffen für den ersten Tag. Für die Aussprache über 
die Menschenrechte müsse zusätzlich Zeit vorgesehen werden, da das Rundtischgespräch 
ausfallen werde.

Frau JEGGLE äußert ihre Enttäuschung über die Streichung des Rundtischgesprächs.

Frau JUKNEVIČIENĖ meint, es gebe keinen Grund, am Nachmittag eine separate Sitzung 
durchzuführen, da die Zeit nicht ausreiche, um externe Teilnehmer wie NRO einzuladen. 
Es sei wichtig, dass das Thema zwischen den beiden Parlamenten zur Sprache komme, und 
sie sehe keine Notwendigkeit, einen Runden Tisch abzuhalten, wo dann nur die Themen 
der Morgensitzung wiederholt würden. Abschließend meint sie, am sinnvollsten sei, die 
Zeit für den Menschenrechtsdialog am Morgen zu verlängern.

Das Treffen endet um 18.15 Uhr.
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5. November 2008

Die Sitzung wird um 9.00 Uhr eröffnet.

Frau JUKNEVIČIENĖ begrüßt alle Anwesenden zum zweiten Tag der Gespräche und 
weist darauf hin, dass man sich sogleich auf die Tagesordnung für die zweite Tageshälfte
einigen müsse.

Herr Teshabaev macht darauf aufmerksam, dass man sich bereits früher auf den Runden 
Tisch zu Menschenrechten im Rahmen des 7. Treffens des Parlamentarischen 
Kooperationsausschusses verständigt habe. Frau Jukneviciene schlägt jedoch vor, den 
Runden Tisch auf die Morgensitzung zu vertagen, da NRO und andere EU-Agenturen 
nicht anwesend sein könnten. Herr Teshabaev meint, die Dauer der Aussprache über 
Menschenrechte könnte auf anderthalb Stunden verlängert werden, und bittet deshalb seine 
usbekischen Kollegen, sich bei anderen Themen kürzer zu fassen, damit mehr Zeit für das 
Rundtischgespräch bleibt.

Frau Jukneviciene stimmt den Änderungen zu; man könne bis 12.30 Uhr arbeiten.

Herr TESHABAEV erklärt, man habe vorgehabt, das Rundtischgespräch zu 
Menschenrechten am Nachmittag durchzuführen, aber da weder NRO noch andere Nicht-
EU-Agenturen anwesend sein würden, schlägt er vor, die Runde auf die Morgensitzung zu 
verlegen. Stattdessen könne man die Aussprache über Menschenrechte auf anderthalb 
Stunden verlängern. Er fordert seine usbekischen Kollegen auf, sich dementsprechend in 
kurzen Redebeiträgen zu den anderen Themenkomplexen zu äußern, um Zeit zu gewinnen.

Frau JUKNEVIČIENĖ stellt fest, die Änderungen seien akzeptabel und man werde bis 
12.30 Uhr arbeiten.

Fortsetzung von Tagesordnungspunkt 5: Aussprache über die Entwicklung der 
Beziehungen zwischen Usbekistan und der EU seit dem sechsten Treffen des 
Parlamentarischen Kooperationsausschusses:

– Demokratisierungsprozess, Menschenrechte und Freizügigkeit in Usbekistan

Frau RADJABOVA betont, dass man der Demokratisierung der Gesellschaft und der 
Garantie der Menschenrechte und bürgerlichen Freiheiten in Usbekistan seit der 
Unabhängigkeit besondere Aufmerksamkeit geschenkt habe.

Frau RADJABOVA weist darauf hin, dass Beziehungen im Bereich der Menschenrechte 
zum jetzigen Zeitpunkt der Entwicklung vor dem Hintergrund der Globalisierung und der 
allgemeinen Umwälzungen im wirtschaftlichen, sozialen, politischen und kulturellen 
Leben der Gesellschaft in Usbekistan einen neuen Stellenwert und Inhalt erlangten. Sie 
stehe voll und ganz im Einklang mit internationalen Normen und schaffe alle notwendigen 
Voraussetzungen für die wirksame Umsetzung der Bestimmungen der Allgemeinen 
Menschenrechtserklärung und anderer diesbezüglicher internationaler Dokumente.

Frau RADJABOVA teilt mit, dass im Rahmen der Kooperation zwischen Usbekistan und 
Europa bereits mehrere Treffen zum Thema Menschenrechte stattgefunden haben. Seit 
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dem sechsten Treffen des Parlamentarischen Kooperationsausschusses habe das Oberhaus 
des usbekischen Parlaments - der Senat - sieben Plenarsitzungen abgehalten, in denen 
105 Gesetze für die Demokratisierung der Gesellschaft, Menschenrechte und bürgerliche
Freiheiten verabschiedet wurden. So beträfen etwa 30 Gesetze direkt die Vertiefung der 
Reformen des Justizwesens, darunter die Abschaffung der Todesstrafe und die Einführung 
des Habeas Corpus sowie Reformen zur Liberalisierung des Systems für Anwälte, die das 
Fundament für die Transparenz des Rechtssystems bildeten.

Frau RADJABOVA betont, dass der Prozess der Demokratisierung der Gesellschaft die 
enge Zusammenarbeit von Nichtregierungsorganisationen und staatlichen Stellen für die 
Anwendung der Menschenrechte bedinge. So existierten effektive und transparente 
Bedingungen, um die Teilhabe von Institutionen der Zivilgesellschaft an der öffentlichen 
Kontrolle zu gewährleisten, insbesondere bei der Gewährung von Amnestie durch Gerichte. 
Konkrete rechtliche Maßnahmen seien verabschiedet und umgesetzt worden. Um dies 
regional durchzusetzen, gebe es Arbeitsgruppen bestehend aus Senatoren, 
Parlamentsabgeordneten und regionalen Vertretern des Bürgerbeauftragten.

Frau RADJABOVA stellt klar, dass Usbekistan so genannte 
„Menschenrechtsverteidiger“ strikt ablehne, da deren Aktivitäten auf die Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten des Staates zielten. Sie rügt bestimmte westliche 
Organisationen dafür, verurteilte oder verfolgte Straftäter als Menschenrechtsaktivisten zu 
betrachten. Aktivitäten zum Schutz der Menschenrechte stellten in Usbekistan keine 
strafbaren Handlungen dar. Nach Aussage einiger westlicher Experten habe es in 
Usbekistan angeblich Fälle von Verhaftungen aufgrund von Aktivitäten zum Schutz der 
Menschenrechte gegeben, doch tatsächlich seien diese Personen für konkrete Straftaten, 
die sie begangen hätten, bestraft worden. Außerdem seien die Gerichte in Usbekistan
unabhängig und arbeiteten getrennt vom Parlament.

Frau RADJABOVA unterstreicht, dass die Verfassung Usbekistans den Grundsatz der 
Gewaltenteilung zwischen Legislative, Exekutive und Judikative festschreibe, was die 
Nichteinmischung einer Gewalt in die Handlungen andere Gewalten voraussetze.

Abschließend hebt Frau RADJABOVA hervor, dass das Oberhaus des Parlaments der 
Republik Usbekistan den Standpunkt des Europäischen Parlaments zur Gewährleistung der
Rechtsstaatlichkeit, der verantwortungsbewussten Regierungsführung und der 
Demokratisierung in Verbindung mit dem Schutz der Menschenrechte und bürgerlichen 
Freiheiten positiv bewerte.

Frau JEGGLE erkundigt sich nach der Macht der Mahallas. Ein Gesetz zu verabschieden, 
sei eine Sache, aber es komme darauf an, wie es dann in der Praxis umgesetzt werde.
Schließlich möchte sie noch wissen, ob die Menschen ihre Rechte kennen. 

Frau RABJIABOVA verweist darauf, dass seit der Einführung des Habeas Corpus im Jahr 
2005 spezielle Schritte unternommen worden seien, um die Bevölkerung vollinhaltlich 
über die neuen Gesetze und die damit verbundenen Vorteile und Vorzüge in Kenntnis zu 
setzen. Man habe internationale Experten eng in diesen Prozess eingebunden und 
beispielsweise Kulturveranstaltungen angeboten, um die Bevölkerung zu informieren.
Diese Maßnahmen hätten große Wirkung gezeigt.
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Frau RASHIDOVA beschreibt die Entwicklungen im Justizwesen. So sei 1997 ein 
nationales Programm verabschiedet worden, um das Bewusstsein der Bevölkerung für 
Rechtsfragen zu erhöhen. Junge Menschen würden über ihre Rechte aufgeklärt, und 
Verfassungskunde erfahre große Aufmerksamkeit. Daneben gebe es auch noch andere 
kulturelle Veranstaltungen mit dem Ziel, Rechtskenntnisse in allen Bereichen der 
Bevölkerung zu verbessern. Beschwerden, die jetzt im Büro des Bürgerbeauftragten 
eingingen, seien wesentlich klarer verfasst und lieferten einen Beweis für das deutlich 
verbesserte Wissen über die den Menschen zustehenden Rechte.

Frau JUKNEVIČIENĖ möchte Beispiele dafür hören, wann sich Menschen nach
Menschenrechtsfragen erkundigt hätten, welche Probleme sie hätten und wie sie diese 
lösten.

Frau JEGGLE interessieren die Erfahrungen der Kommission, die bereits als Partnerin an 
den betreffenden Projekten beteiligt ist. 

Frau RASHIDOVA verweist in ihrer Antwort auf spanisches und französisches
Engagement in Bezug auf den Bürgerbeauftragten sowie bei Informationskampagnen. Auf 
die erste Frage antwortet sie, dass das Büro des Bürgerbeauftragten per Post schriftliche 
Anfragen und Beschwerden von Bürgern erhalte und Bürger auch regelmäßig persönlich 
vorsprechen könnten. Sie wendeten sich beispielsweise dorthin, wenn sie vielleicht nicht 
mit einer Gerichtsentscheidung einverstanden seien, und es sei ihr Recht, Beschwerde 
einzulegen.
Sie legt dar, dass der Bürgerbeauftragte an Gerichtsverhandlungen teilnehmen kann und 
Zugang zu Informationen und Dokumenten erhalten muss, aber nicht in die Verfahren 
eingreifen darf. Dies entspreche internationalen Normen.

Herr SAIDEV untersetzt die Informationen zum Habeas Corpus mit einigen Zahlen. So 
seien 7634 Anträge an Gerichte in Verbindung mit dem Habeas Corpus gerichtet worden, 
und 7499 Haftanträgen sei stattgegeben worden. Darüber hinaus äußert er sich zur 
erfolgreichen Umsetzung zweier Projekte: dem TACIS-Projekt, das jetzt die beiden 
Kammern des Parlaments umfasse, und die Förderung der Demokratisierungsreformen 
seitens der EU.

Frau JUKNEVIČENĖ weist darauf hin, dass Menschenrechtsfragen im Rahmen des 
Runden Tisches weiter diskutieren würden.

– Gesundheitssystem

Herr SALIKHOV beleuchtet drei wichtige Felder im sozialen Bereich des Landes:
Wissenschaft, Bildung und Gesundheitswesen. Mehr als 50 % der Haushaltsmittel seien 
für diese drei Bereiche vorgesehen, und die usbekische Regierung wolle enger mit der EU 
zusammenarbeiten. Bildung und Wissenschaft erforderten die Nutzung und Entwicklung 
von Hochtechnologien, und eine intensivere Zusammenarbeit in diesen Bereichen sei 
sicher für beide Seiten äußerst nützlich. Seit Beginn der Zusammenarbeit in Wissenschaft 
und Technik im Rahmen des INTAS-Programms hätten 152 Wissenschaftlerteams aus 
Usbekistan 114 Zuschüsse für Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten in einer 
Gesamthöhe von über 2 Millionen EUR erhalten. Zudem gebe es bilaterale Projekte u. a. 
mit Polen, dem Vereinigten Königreich, Italien, Frankreich und Deutschland.
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Herr SALIKHOV bestätigt die umfangreiche Zusammenarbeit bei anstehenden 
wissenschaftlichen Projekten, in der Bildung und im TACIS-Programm, doch bestünde 
hier durchaus noch Raum für Verbesserungen. Bei einem Treffen im Oktober 2008 in 
Brüssel im Rahmen des TEMPUS-Programms (Trans-European Mobility Scheme for 
University Students) seien drei neue Gebiete der partnerschaftlichen Zusammenarbeit unter 
direkter Beteiligung der Bildungsminister der Partnerländer bestimmt worden. Für 2009 
seien zahlreiche Veranstaltungen zu grundlegenden Bildungsfragen vorgesehen, darunter 
die Verbesserung der Sekundar- und Hochschulbildung. Fünf Hochschulen nähmen jetzt 
am ERASMUS-Programm teil, und eine Reihe usbekischer Forscher hätten im Ausland 
studieren und ihre Doktorarbeiten schreiben können. Im Rahmen des TACIS-Programms
liefen verschiedene Projekte mit dem Ziel, die Sekundar- und Berufsbildung zu verbessern, 
und dafür seien drei Millionen EUR bereitgestellt worden. Allerdings bestehe ein großer 
Bedarf an einer verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der Hochschul- und der 
Spezialbildung.

Zum Gesundheitswesen führt Herr SALIKHOV aus, man arbeite mit der EU in der 
praktischen Gesundheitsversorgung und medizinischen Forschung zusammen. Er spricht
über eine neue Fachschule für Chirurgie und moderne Methoden der Behandlung von 
Patienten mit dem Hepatitis-Virus. Außerdem liefen Projekte zur Verbesserung der 
Gesundheitsversorgung für Mütter mit kleinen Kindern. Er verweist überdies auf neue 
medizinische Fachschulen in Taschkent und auf gemeinsame Projekte zwischen 
europäischen und usbekischen Partnern im Rahmen des TEMPUS-Programms. Das 
TACIS-Programm habe auch spürbar zu praktischen Vorsorgemaßnahmen im öffentlichen 
Gesundheitswesen beigetragen, so etwa bei Projekten für die medizinische Versorgung von 
Müttern und Neugeborenen in Umfang von 3,8 Millionen EUR bis zum Jahr 2010.

Abschließend erläutert Herr SALIKHOV, dass die Regierung Usbekistans großen Wert auf 
diese sozial bedeutsamen Bereiche legt und dass der Landeshaushalt genügend groß ist, um 
sie zu finanzieren. Dringend notwendig sei allerdings die Ausbildung junger Spezialisten 
in diesen Bereichen. Daraus ergebe sich ein echtes Interesse an der Weiterentwicklung und 
Stärkung der Zusammenarbeit mit der EU in diesen Bereichen.

Herr PETERLE befürwortet die weitere Zusammenarbeit in diesen sozialen Bereichen. In 
Europa seien die aktuellen Gesundheitstrends angesichts der Zunahme von Krebs-, 
Herz- und Diabeteserkrankungen wenig verheißungsvoll. Vorbeugung spiele eine wichtige 
Rolle, ebenso die Ausbildung von Ärzten und Pflegepersonal und die Aufklärung von 
Patienten und gesunden Menschen. Er hoffe auf eine Kooperation auf beiden Seiten.

Frau RASHIDOVA führt aus, dass die Rechte von in Behandlung befindlichen Patienten 
als sehr wichtig angesehen werden und dass eine Reihe von Seminaren über den Schutz 
von Patientenrechten gemeinsam mit der Europäischen Kommission geplant sind.

Herr SALIKHOV teilt die Auffassung, dass die Entwicklung und Anwendung von 
Präventivmedizin äußerst wichtig sei. Im Vorjahr seien vier neue große Zentren für 
Kardiologie, Onkologie, Endokrinologie und Ophtalmologie eröffnet worden, in denen 
präventivmedizinischen Methoden große Aufmerksamkeit geschenkt werde. Die 
Krankenhäuser seien modern organisiert und gut ausgestattet. Zum Abschluss merkt er 
noch an, dass die Präventivmedizin und Prognose Bereiche darstellten, denen Usbekistan
große Beachtung schenke.
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Frau JUKNEVIČIENĖ verliest Zahlen der Economist Intelligence Unit, denen zufolge 
1992 4,8 % des usbekischen BIP für die Gesundheitsversorgung ausgegeben wurden und 
dieser Anteil bis 2004 auf 2,4 % zurückgegangen war. Sie erkundigt sich, ob die Usbeken
neuere Informationen zur aktuellen Situation geben können und wie hoch die Raten der 
Säuglingssterblichkeit sind. Des Weiteren fragt sie, ob Usbekistan mit dem Problem einer 
Abwanderung qualifizierter Arbeitskräfte konfrontiert ist, d. h. ob Ärzte das Land für 
besser bezahlte Arbeitsplätze im Ausland verlassen.

Herr SALIKHOV weist darauf hin, dass man beträchtliche Mittel in das Gesundheitswesen 
stecke. Nach den im Land gültigen Vergütungsnormen für öffentlich Bedienstete werde 
medizinisches Personal gut bezahlt, so dass man kein wirkliches Problem mit der 
Abwanderung von Ärzten mehr habe, obgleich diese Tendenz in den 1990er Jahren 
aufgetreten sei. Über 30 % der Doktoranden promovierten im Gesundheitsbereich.
Abschließend äußert er sich optimistisch über die weitere Entwicklung des 
Gesundheitssystems des Landes, aber auch hier seien Beziehungen zu den Ländern 
Europas wichtig.

Frau JUKNEVIČIENĖ weist darauf hin, in Litauen das Problem des 
„Geschenksystems“ im Gesundheitswesen bestand, das eigentlich eine Form der 
Bestechung des Arztes durch dem Patienten darstellt. Sie möchte wissen, ob es dieses 
Problem auch in Usbekistan gibt.

Herr SALIKHOV antwortet, dass er selbst nie einen Arzt für eine Behandlung bestechen 
musste. Wenn allerdings solche Geschenke vorkämen, so sei dies wohl eher ein Zeichen 
der Dankbarkeit nach einer Operation in Form eines Blumenstraußes. Niemandem würde 
eine Behandlung verweigert, weil er kein Geschenk bereithalte.

Herr AKHADOV erläutert, dass rund 5 % des BIP für das Gesundheitswesen vorgesehen
sind. Im Jahr 2008 entfielen etwa 11 % der Sozialausgaben auf das Gesundheitswesen, und 
2009 werde dieser Anteil auf 12 % ansteigen. Zum Thema Gehälter meint er, dass für 
Fachpersonal im Gesundheitswesen in Bereichen wie Gesundheit für Mütter und Säuglinge 
reserviert ist. Spezialisten könnten eine Prämie von bis zu 50 % erhalten. Schulleiter
könnten frei über ihr Budget entscheiden. Außerdem sei im privaten medizinischen 
Bereich großes Wachstum zu verzeichnen und der Gesundheitsversorgung werde viel 
Aufmerksamkeit geschenkt.

Frau ABDULLAEVA stellt fest, dass sich die Ausgabensituation im sozialen Bereich im 
Vergleich zur Lage vier oder fünf Jahre zuvor deutlich verbessert hat. So seien die
Gesundheitsausgaben beispielsweise im Jahr 2007 um 28 % gestiegen. Was die 
Sterblichkeitszahlen betreffe, so sei die Sterblichkeit in den vergangenen zehn Jahren 
allgemein um 22 %, die Säuglingssterblichkeit um 18 % und die Müttersterblichkeit um 
38 % zurückgegangen. Sie schließt mit der Äußerung, diesem Bereich werde viel 
Aufmerksamkeit gezollt, und diese Verbesserungen seien das Ergebnis von Reformen und 
Finanzspritzen.

Umweltschutz und Nutzung der natürlichen Ressourcen

Herr ALIEV berichtet, dass man sowohl auf regionaler als auch internationaler Ebene im 
Umweltschutz zusammenarbeite. Es gebe Unterstützung für bestehende Ökosysteme und 
um ein weiteres Austrocknen des Aralsees zu verhindern, wovon 50 Millionen Menschen 
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betroffen wären. In den vergangenen 35 bis 40 Jahren sei der Wasserspiegel um 30 Meter 
gefallen und die Oberfläche auf ein Viertel geschrumpft, wodurch vier Millionen Hektar 
Trockenland entstanden seien. Bodenerosion stelle ein endemisches Problem dar, und es 
gebe enorme Probleme mit Staubwolken. All dies verursache gewaltige soziale und 
wirtschaftliche Schwierigkeiten.

Herr ALIEV betont, es bestehe großes Interesse an einer stärkeren Beteiligung der EU an 
spezifischen Projekten, beispielsweise an der Verhinderung der Wüstenbildung und einer 
effektiven Wasserbewirtschaftung, der Mineralisierung von Wasser und der Überwachung 
der Situation. Er legt eine Reihe von Bereichen dar, in denen eine Zusammenarbeit von 
Vorteil wäre, darunter technische und finanzielle Unterstützung, die Einführung 
umweltfreundlicher alternativer Energiequellen, Prognostizierung, Aufräumarbeiten nach 
Umweltkatastrophen und die Einführung moderner Technologien für die Abfallbeseitigung.
Besonderes Augenmerk müsse dem Bau von Wasserkraftwerken an den 
grenzüberschreitenden Flüssen Zentralasiens gelten, da damit unumkehrbare soziale und 
ökologische Konsequenzen für die Region verbunden seien. Vor allem werde sich die 
derzeitige sozioökonomische und ökologische Situation im Gebiet des Aralsees
verschärfen, die Wüstenbildung werde befördert, die Qualität des Trinkwassers werde sich 
im gesamten Einzugsgebiet der grenzüberschreitenden Flüsse verschlechtern und
biologische Ressourcen würden verschwinden. Insgesamt wären damit negative 
Auswirkungen auf viele Lebensbereiche der Bevölkerung einer ganzen Region mit über 
50 Millionen Bewohnern verbunden.
Der Aufbau eines effizienten Systems der gemeinsamen Nutzung von Wasserressourcen in 
Zentralasien sollte auf internationalen grundlegenden Rechtsvorschriften für die Nutzung 
grenzüberschreitender Flüsse und Gewässer beruhen.

Herr ALIEV geht auch kurz auf die Zusammenarbeit im Energiebereich sowie im Rahmen 
des INOGATE-Projekts ein. Ferner spricht er über die Bildung gemeinsamer 
Investitionsprojekte für Ressourcen wie auch für Hochtechnologien zur Sicherung des
nachhaltigen Wirtschaftswachstums sowie über Transport- und Verkehrsprobleme.

Im Hinblick auf den Kraftstoffsektor nennt Herr ALIEV verschiedene Partnerschaften und 
gemeinsame Projekte mit Ländern wie Südkorea, den Vereinigten Arabischen Emiraten, 
Malaysia, Russland und China mit einem Gesamtvolumen von 4,5 Milliarden Dollar. Es 
gebe einen Vorschlag für eine Gaspipeline durch Usbekistan, die Turkmenistan und China
verbinden soll.

Zum Abschluss äußert Herr ALIEV noch, dass Usbekistan wegen des Klimawandels 
besorgt ist und mit der EU zusammenarbeiten möchte, um den Ausstoß von 
Treibhausgasen zu verringern.

Frau JUKNEVIČIENĖ entschuldigt sich, weil sie an einer anderen Sitzung teilnehmen 
muss, und übergibt den Vorsitz an Frau JEGGLE.

Frau JEGGLE ergreift das Wort und stellt Fragen zu einer Wasserkonferenz, die auf 
Ministerebene veranstaltet werden soll. Sie habe während der Reise nach Kirgistan in der 
Vorwoche davon gehört. Sie fragt, ob jemand etwas zum Gewässerschutz und zur 
Wasserbewirtschaftung sagen kann.
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Herr ALIEV verweist darauf, dass es Übereinkünfte zum Schutz von Seen und fließenden 
Gewässern sowie UN-Konventionen zur Nutzung von Wassereinzugsgebieten gebe. Die 
Nutzung von Wasserstraßen müsse auf Vereinbarungen und internationalen Normen 
beruhen. In Zentralasien seien 95 % aller Wasserressourcen grenzüberschreitend.

Frau JEGGLE hält bilaterale Ansätze in dieser Frage für notwendig und erkundigt sich bei 
der Kommission nach Beispielen für gemeinsame europäische Projekte in der 
Wasserwirtschaft.

Der Vertreter der Europäischen Kommission erläutert, dass 60 % der europäischen 
Gewässer grenzüberschreitend seien und es ständig Probleme mit der Nutzung
gemeinsamer Gewässer gebe. In den kommenden Wochen würden Treffen zu 
Wasserfragen stattfinden, und zwar das erste in Almaty und das zweite in Aschgabat. Er 
empfiehlt Partnerprojekte mit Ortschaften in Flusseinzugsgebieten in Europa sowie 
kleinere Wasserversorgungsprojekte in Zentralasien, um zu sehen, wo die Hauptprobleme 
lägen und wie man am besten weiter verfahren solle. Es gelte, auf konkreten 
vertrauensbildenden Maßnahmen aufzubauen.

Beim Thema nachhaltige Energie und Entwicklung verweist er noch einmal auf INOGATE, 
bei dem es nicht nur um Öl und Gas gehe, sondern auch um erneuerbare und nachhaltige 
Energien und die in diesen Bereichen erforderlichen Investitionen. Eine wichtige Rolle 
spiele auch die Wasserhygiene zur Verhinderung von Krankheiten.

Zum Klimawandel erklärt er, es gebe eine EU-Strategie und eine Plattform für 
Zusammenarbeit, die eine Reihe von Umweltthemen umfasse. Im Bereich Wissenschaft 
und Bildung zeige die EU großes Interesse am Erfahrungsaustausch und der Vernetzung 
von Wissenschafts- und Bildungskreisen. Außerdem sei ein neues Projekt für die 
Internetvernetzung zwischen Hochschuleinrichtungen von zentralasiatischen Ländern und 
EU-Staaten geplant, das hoffentlich 2009 anlaufe.

Herr PETERLE äußert Interesse am Thema Aralsee und meint, dort könne man echte 
Ergebnisse erzielen. Er verweist auch auf die Bedeutung vertrauensbildender Projekte.

Herr ALIEV geht auf das Thema der grenzüberschreitenden Flussläufe ein und führt aus, 
dass fünf Länder Zentralasiens bereits Absprachen über die Nutzung der verfügbaren 
Wasserressourcen getroffen hätten. Im Rahmen einer Zusammenkunft in Kasachstan am 
18. Oktober dieses Jahres sei das Problem Aralsee diskutiert worden. Mögliche Hilfen der 
EU und entsprechende Rahmeninvestitionen seien bereits Teil der Strategie.

6. Kooperationsmechanismen im Kampf gegen organisierte Kriminalität, 
Drogenhandel, Terrorismus und religiösen Extremismus

Herr TURSUNOV erklärt, dieser Problembereich gehöre zu den obersten Prioritäten 
Usbekistans in den internationalen Beziehungen und hier gebe es bereits eine 
Zusammenarbeit. Alle diesbezüglichen UN-Konventionen seien ratifiziert worden. Die 
Kommandostelle der Militärpolizei berichte an die OSZE über Aktivitäten von Terroristen 
und andere wichtige Bereiche. Er führt die Konferenz der SCO über Drogenhandel und 
organisiertes Verbrechen an, bei der es darum gehe, die Kooperation zwischen den 
Vollzugsbehörden der Mitgliedsländer zu optimieren.
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Herr TURSUNOV beschreibt das Rechtssystem, in dem es Gesetze gebe, die die 
Beschlagnahme von Mitteln in Verbindung mit terroristischen Aktivitäten oder 
Drogenhandel ermöglichten. Zudem sei es gelungen, einige Terroristen zu identifizieren.
Er fordert mehr Unterstützung seitens der EU für die Ausbildung von Zollbeamten.

Zum Thema Geldwäsche äußert Herr TURSUNOV, dass Kooperationsmechanismen
eingeführt werden könnten, um die Ermittlung von Verdächtigen zu verbessern. Des 
Weiteren geht er auf mehrere Ausbildungsseminare und bilaterale Vereinbarungen ein, die 
dazu beitragen sollen, Drogenhandel und religiösen Extremismus zu bekämpfen. In den 
Jahren 2007 und 2008 habe Usbekistan 25 Schulungsseminare für über 120 Mitarbeiter
von Vollzugsbehörden veranstaltet. Er nennt außerdem eine Reihe von bilateralen
Verträgen in diesem Bereich, darunter acht Vereinbarungen mit der EU.

Herr TURSUNOV stellt heraus, dass es zur Bekämpfung des Terrorismus nötig sei, 
wirksame Kooperationssysteme zwischen Zentralasien und Europa aufzubauen, um das 
Handeln von Terroristen zu unterlaufen. Es komme darauf an, die Quellen von Terrorismus 
und die von Terroristen genutzten Ressourcen zu eliminieren. Das bedeute eine 
Entmilitarisierung Afghanistans, die Verbesserung der Lebensqualität der Menschen und 
Erhöhung der Stabilität in der Region. Die Situation in Afghanistan verschärfe das 
Drogenproblem in Usbekistan, da viele aus Afghanistan stammende Drogen über 
Usbekistan nach Russland und in den Westen geschmuggelt würden. Um dagegen 
erfolgreich vorgehen zu können, müssten Grenzkontrollen verbessert werden, indem 
Grenzübergänge mit moderner Technik ausgerüstet werden. Außerdem müsse die 
Nachfrage nach Drogen durch Einrichtung entsprechender Kliniken für Drogenabhängige 
gedrosselt werden.

Zum Abschluss erklärt Herr TURSUNOV, die Globalisierung habe aufgrund von 
Problemen wie Migration, organisierter Kriminalität, Bekämpfung von Drogen- und 
Menschenhandel und Verbreitung von Waffen auch Konsequenzen für Westeuropa.

7. Technische Hilfe der EU und ihre Wirksamkeit

Frau ABDULLAEVA legt dar, dass man seit 1992 zwölf verschiedene Programme 
unterzeichnet und gut 137 Projekte in Bereichen wie Bildung, Schulung von 
Führungskräften, Entwicklung der Wirtschaft, Lösung sozialer Probleme, Verkehr, 
Bekämpfung des Drogenhandels, grenzüberschreitende Zusammenarbeit und Umwelt 
umgesetzt. Es gebe auch neue Formen der Zusammenarbeit, darunter Mikrokredite und 
Investitionen. Insgesamt umfasse die Kooperation in diesem Jahr einen Volumen von 
37,4 Millionen EUR und 20 Projekte. Die Finanzierung technischer Hilfe könne längere 
Zeit in Anspruch nehmen, und die praktische Umsetzung dieses Projekts werde 
möglicherweise erst 2009 beginnen. Sie will wissen, ob der Start für Dezember 2008 
vorgezogen werden könne, so dass das Projekt noch in der aktuellen Wahlperiode anlaufe.
Der Beitrag aus dem TACIS-Programm falle, wenn man Pro-Kopf-Vergleiche zugrunde 
lege, inzwischen gegenüber anderen zentralasiatischen Staaten eher gering aus. Den 
Menschenrechten und der Demokratisierung werde auf Kosten von sicherheitspolitischen, 
technischen und humanitären Fragen ein höherer Stellenwert beigemessen. Das 
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TRACECA-Projekt habe kaum dazu beigetragen, Usbekistans Problem der Isolation zu 
verringern.

Frau ABDULLAEVA betont, dass ein Projekt umso erfolgreicher sei, je mehr darin 
investiert würde. Auf usbekischer Seite verweist sie auf Bestrebungen zur Verringerung 
der Armut, um die Millennium-Entwicklungsziele der UNO zu erreichen, und für eine 
nachhaltige Entwicklung, Demokratie, die Stärkung des Rechtsstaats und die 
Menschenrechte. Allerdings beliefen sich EU-Hilfen nur auf 7 bis 8 Millionen EUR 
jährlich, was nicht ausreiche.

Frau ABDULLAEVA spricht von einem differenzierten Ansatz für jedes einzelne 
zentralasiatische Land, insbesondere bei der sozioökonomischen Entwicklung des 
Empfängerlandes. In den Bereichen Verkehr und IT müsse die Zusammenarbeit in 
Usbekistan vertieft werden. Es bestünden Möglichkeiten zur Nutzung von Zuschüssen 
parallel zu anderen Darlehen und Zuwendungen. Sie schließt mit der Bitte um mehr 
technische und finanzielle Hilfe durch die EU.

Der Vertreter der Europäischen Kommission betont, dass es wichtig ist, die 
Lebensbedingungen der Bürger zu verbessern und eine verantwortungsvolle 
Regierungsführung und Rechtsstaatlichkeit in Usbekistan vorrangig zu fördern. Bei den 
Lebensbedingungen, in der Entwicklung des ländlichen Raums, bei der Tiergesundheit in 
Kleinerzeugerbetrieben und bei der Erhöhung lokaler Einkommen sowie der allgemeinen 
Gesundheit der Bevölkerung seien beachtliche Fortschritte erzielt worden. Er nennt eine 
Reihe von Projekten, darunter gemeinsame Vorhaben mit UNICEF, und die EU-Hilfe mit 
humanitären Leistungen.

Die Grundlagen für den Ausbau des Rechtsstaats seien tragfähig. Hier befänden sich
zahlreiche Projekte in den Startlöchern, allerdings warte die EU noch auf grünes Licht. Es 
gebe bestimmte Probleme, die nur im Rahmen eines regionalen Programmes lösbar seien, 
beispielsweise das Grenzmanagement. Die EU biete ständige und wiederholte
Unterstützung bei der Drogenprävention und den Gesundheitsbedingungen in 
Gefängnissen an. Er spricht auch über die Beiträge zum TRACECA-Programm. Ein 
diesbezügliches Ministertreffen werde am 4. Dezember 2008 stattfinden. Es bestehe die 
Absicht, das Programm auf den Kaukasus und Zentralasien auszuweiten.

Frau JUKNEVIČIENĖ schließt die förmliche Sitzung des Parlamentarischen 
Kooperationsausschusses.

8. Verschiedenes

Hierzu liegt nichts vor.

9. Zeitpunkt und Ort des achten Treffens des Parlamentarischen 
Kooperationsausschusses EU-Usbekistan im Jahr 2009
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Der nächste Treffen des Parlamentarischen Kooperationsausschusses EU-Usbekistan findet 
nach den Wahlen zum Europäischen Parlament statt. Das Treffen sollte zu einem 
rechtzeitig festzulegenden Termin in Taschkent stattfinden.
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Runder Tisch Menschenrechte

Frau JUKNEVIČIENĖ spricht über die jüngsten positiven Entwicklungen in Usbekistan im 
Hinblick auf Menschenrechtsfragen ein und stellt dabei besonders die kürzliche 
Abschaffung der Todesstrafe und die Einführung des Habeas Corpus heraus. Außerdem 
verweist sie auf die vor kurzem erfolgte Freilassung zweier usbekischer 
Menschenrechtsaktivisten, Mamarajab Nazarov und Dilmurod Mukhiddinov. Ferner geht 
sie auf den Martin-Ennals-Preis und darauf ein, dass die Preisträgerin, Frau Tadjibaeva, die 
Erlaubnis erhalten habe, ins Ausland zu reisen, um diesen Preis in Empfang zu nehmen.

Frau JUKNEVIČIENĖ stellt allerdings auch fest, dass Besorgnis herrsche wegen der 
zehnjährigen Haftstrafen für Salijon Abdurakhmanov und Agzam Turgunov. Diese beiden 
Fälle betrachte die Europäische Union als unzulässige Lösung für 
Menschenrechtsprobleme.

Auch für NRO sei es schwierig, in Usbekistan zu arbeiten; nicht einmal Human Rights 
Watch dürfte ungehindert in Usbekistan agieren, und man kooperiere nicht 
zufriedenstellend mit den UN-Berichterstattern.

Frau JUKNEVIČIENĖ verweist auf den äußerst kritischen Bericht der OSZE über die 
Präsidentschaftswahlen vom 23. Dezember 2007, bei denen viele OSZE-Regularien 
verletzt worden seien. Nach Angaben der ODIHR habe die Wahl in einem streng 
kontrollierten politischen Umfeld stattgefunden, in dem kein Raum für Opposition 
gewesen sei. Bezüglich der Amnestie für politische Gefangene gibt sie ihrem Bedauern 
Ausdruck, dass dabei so wenige Inhaftierte freigelassen wurden.

Abschließend erklärt sie, sie sei überzeugt, dass die usbekischen Behörden im Bereich der 
Menschenrechte wirkliche Schritte unternähmen, hoffe aber, diese Programme würden 
auch ordnungsgemäß umgesetzt.

Herr TESHABAEV äußert seine Dankbarkeit für die Organisation eines 
Rundtischgesprächs, da Usbekistan die Menschenrechte sehr am Herzen lägen. Usbekistan
habe 70 internationale Menschenrechtsakte, darunter UNO-Dokumente, ratifiziert. Die 
Meinungsfreiheit und das Recht auf Berufung bei Gericht hätten große Bedeutung, denn 
das Wohl der Bürger stehe für Usbekistan im Mittelpunkt, und die Teilhabe
gesellschaftlicher Gruppen gehöre untrennbar dazu.

Herr SAIDOV argumentiert, kein Staat könne von sich behaupten, Menschenrechtsfragen 
vollständig gelöst zu haben. Hinter Usbekistans Bemühungen, die Menschenrechte zu 
schützen, stecke guter Wille. So sei Usbekistan das erste Land der Region, das einen 
Unterausschuss Recht eingesetzt habe, der sich ausschließlich mit den Menschenrechten
befasse.

Zum Thema Folter erklärt Herr SAIDOV, man habe einen UN-Sonderberichterstatter für
Folter nach Usbekistan eingeladen, doch dieser habe die systematische Anwendung von 
Folter festgestellt und sein Mandat überschritten. Für Herrn Callanan wiederholt er, dass 
mehr als 5000 NRO in Usbekistan tätig seien, darunter 48 internationale NRO.
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Herr SAIDOV erklärt, dass die Präsidentschaftswahlen ordnungsmäßig verlaufen seien. 
Über 300 ausländische Beobachter seien zugegen gewesen und die Wahlen seien 
international als rechtmäßig anerkannt worden.

Herr SAIDOV betont, dass in Usbekistan niemand inhaftiert werden darf, der nicht gegen 
das Strafrecht verstoßen hat. Zum Abschluss erläutert er einen Erlass über Menschenrechte
sowie Gesetze beispielsweise über die Rechte des Kindes und den Bürgerbeauftragten.

Frau RASHIDOVA weist darauf hin, dass nach dem Erlass des Präsidenten der Republik 
Usbekistan „Über das Aktionsprogramm zum 60. Jahrestag der Verabschiedung der 
Allgemeinen Menschenrechtserklärung“ vom 1. Mai 2008 das Institut für 
zivilgesellschaftliche Studien, das nationale Zentrum für die Menschenrechte der Republik
Usbekistan sowie der Beauftragte der Olij Maschlis (Bürgerbeauftragter) erstmals die 
Aktivitäten von Strukturen untersuchten, die bei der Generalstaatsanwaltschaft, im 
Innenministerium und im Justizministerium der Republik Usbekistan mit Menschenrechten 
befasst sind. Sie fertigten dazu einen Bericht mit Empfehlungen für eine Verstärkung der 
öffentlichen Kontrolle über die Tätigkeit der Vollzugsorganen und der Justiz an

Sie hebt auch hervor, dass die Überwachung der Menschenrechte ein wichtiges Element 
der parlamentarischen Kontrolle durch den Menschenrechtsbeauftragten des Olij Maschlis 
der Republik Usbekistan ist.

Der Bürgerbeauftragte lege dem Parlament des Landes jährlich Berichte vor. Zahlreiche 
Seminare zu den Rechten von Gefangenen seien veranstaltet worden. Während im Vorjahr 
20 Beschwerden gegen Gefängnispersonal eingegangen seien, habe man in diesem Jahr 
lediglich zwei Beschwerden erhalten. Ihres Erachtens betrafen die meisten Beschwerden 
an das Büro des Bürgerbeauftragten seit 2003 sozioökonomische Rechte. Die 
Menschenrechte seien in der Praxis umgesetzt.

Herr KANYAZOV berichtet, dass 400 Gesetzen über Menschenrechte erlassen wurden, 
die alle internationalen Normen entsprächen. Er verweist auf einen nationalen Aktionsplan 
zur Bekämpfung des Menschenhandels und die in diesem Bereich geleistete Arbeit. Was 
junge Menschen und die Rechte von Kindern betreffe, so weist er darauf hin, dass 64 % 
der Bevölkerung jung seien, dies also ein sehr wichtiges Thema sei. Insbesondere erwähnt 
er Schutzklauseln für die Rechte des Kindes, die u. a. ein Mindesterwerbsalter 
festschreiben, sowie nationale Pläne und Sondergesetze zum Schutz dieser Rechte.

Herr KANYAZOV geht auf das Recht auf Schutz vor willkürlicher Inhaftierung (Habeas 
Corpus) und Gesetze ein, die erlassen wurden, um die Nichteinmischung in 
Gerichtsverfahren und Urteile zu gewährleisten. Unternehmen seien nun besser vor 
staatlichen Eingriffen geschützt. Die Praxis der Beschlagnahmung von Bankvermögen sei 
stark eingeschränkt worden.

Herr KANYAZOV betont zudem, dass die Zahl der als schwer beurteilten Straftaten 
zurückgegangen ist und bei 26 Delikten keine Freiheitsstrafen mehr droht. In den letzten 
sieben Jahren sei die Zahl der Inhaftierten um 50 % gesunken.

Zum Stichwort Human Rights Watch erklärt Herr KANYAZOV, dass der Mitarbeiter der 
Organisation keine Akkreditierung erhalten hat, weil sein Lebenslauf auf Unkenntnis der 
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Denkweise der usbekischen Regierung schließen ließ. Andere Kandidaten für die Stelle 
würde man aber für eine Akkreditierung in Betracht ziehen.

Herr CALLANAN erwidert scharf, das Problem sei, dass die Menschenrechte nicht 
umgesetzt würden. Er verweist auf zahlreiche Menschenrechtsberichte, in denen durchweg 
schwerwiegende Mängel bei der Lage der Menschenrecht in Usbekistan festgestellt 
würden. Unverständnis für die usbekische Denkweise sei kein hinreichender Grund, um 
den Vertreter einer NRO des Landes zu verweisen, denn eine wahre Gesellschaft zeichne 
sich durch ihre Fähigkeit aus, Lob und Kritik in gleichem Maße anzunehmen.

Außerdem stellt Herr CALLANAN fest, dass die letzten Wahlen nicht rechtmäßig seien 
und keine seriöse internationale Organisation etwas anderes behaupten würde. Er zitiert 
aus einem Bericht der OSZE, die die Wahlen stark kritisierte. Dann entschuldigt er sich, 
weil er wieder gehen müsse, betont aber, dies sei nicht unhöflich gemeint.

Professor Irnerio SEMINATORE, Präsident des Europäischen Instituts für Internationale
Beziehungen, ergreift das Wort und spricht in seiner Funktion als internationaler 
Beobachter. Er habe während der Wahlen vom 23. Dezember 2008 vier Tage in Taschkent 
verbracht. Die Wahl sei in drei Hauptphasen verlaufen. Beim Wahlkampf habe man sich 
offensichtlich an grundlegende Regeln und Vorschriften gehalten. Er räumt ein, dass er 
allerdings während der eigentlichen Wahl nicht zugegen war, doch sie sei nach seinem 
Dafürhalten reibungslos verlaufen.

Professor SEMINATORE äußert sich auch zu den Menschenrechten, die nur eine Variable 
in einer Gesellschaft bzw. einem Staat seien. Er fragt, ob die politische Stabilität eines 
Landes aufs Spiel gesetzt werden sollte, um westliche Demokratisierungsmaßnahmen 
umzusetzen. Außerdem bildeten Menschenrechte aus seiner Perspektive nicht das 
Fundament einer Gesellschaft, sondern stellten lediglich ein Element dar. Für Regierungen 
sei politische Stabilität das wichtigste Element. So müsse man die 
Demokratiebestrebungen einer Regierung vor dem Hintergrund der politischen Stabilität 
untersuchen, bewerten, betrachten und evaluieren.

Frau JUKNEVIČIENĖ dankt allen Teilnehmern für ihre Beiträge und ihre kontinuierliche 
Zusammenarbeit. Außerdem bedankt sie sich bei den Delegierten, die den Anwesenden ein 
offenes Ohr geschenkt hätten.

Herr TESHABAEV spricht den Vertretern des Europäischen Parlaments seinen Dank für 
die Organisation des Treffens und die Dialogbereitschaft aus. Auch seiner Ansicht nach 
habe das Treffen in einer konstruktiven Atmosphäre stattgefunden und zum weiteren 
gegenseitigen Verständnis beigetragen. Er wünscht den Teilnehmern alles Gute.

Der Runde Tisch endet um 12.50 Uhr.
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